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Regeste

Fristwiederherstellungsgesuch nach Nichteintretensentscheid

Erwägungen

E. 1.1
Zuständig für die Behandlung eines Fristerstreckungsgesuchs nach Art. 24 Abs. 1 VwVG
ist diejenige Instanz, die im Hauptverfahren über die Einhaltung der versäumten Frist zu
befinden hatte und deshalb bei Gewährung der Wiederherstellung der Frist über die
nachgeholte Handlung zu entscheiden hat (vgl. Stefan Vogel, in: Kommentar zum
Bundesgesetz über das Verwaltungsverfahren [VwVG], 2. Aufl. 2019, Rz. 19 zu Art. 24
m.H., Patricia Egli, in: Praxiskommentar VwVG, 2. Aufl. 2016, Rz. 6 zu Art. 24 VwVG
m.H.). Hieraus ergibt sich im vorliegenden Fall die Zuständigkeit des
Bundesverwaltungsgerichts (vgl. Art. 31 ff. VGG i.V.m. Art. 5 VwVG; Urteil F-6940/2018
vom 11. April 2019).

E. 1.2
Das Gesuch vom 14. April 2019 wurde noch innerhalb der Frist zur Erhebung einer
Beschwerde in öffentlich-rechtlichen Angelegenheiten gegen das Urteil F-6940/2018 vom
11. April 2019 eingereicht. Eine Weiterleitung an das Bundesgericht ist vorliegend jedoch
nicht nötig, da ein Gesuch um Wiederherstellung einer Frist grundsätzlich einer
Beschwerde ans Bundesgericht vorgeht (vgl. Urteil des BGer 2C_197/2019 vom 25.
Februar 2019 E. 3 m.H.; Egli, a.a.O., Rz. 6 zu Art. 24 VwVG m.H.).

E. 2.1
Gemäss Art. 24 Abs. 1 VwVG wird eine Frist wieder hergestellt, wenn der Gesuchsteller
oder sein Vertreter unverschuldeterweise abgehalten worden ist, sie einzuhalten, sofern er
unter Angabe des Grundes innert 30 Tagen nach Wegfall des Hindernisses darum ersucht
und die versäumte Rechtshandlung nachholt.

E. 2.2
Das Gesuch datiert vom 14. April 2019 und wurde am 18. April 2019 der Schweizer Post
übergeben (vgl. Art. 21 Abs. 1 VwVG). Aus dem Gesuch geht hervor, dass der
Gesuchsteller dank einem Gespräch mit einer Mitarbeiterin des SEM seinen Irrtum
erkannte. Der Beilage zum Gesuch ist zu entnehmen, dass dieses Gespräch wahrscheinlich
am 25. März 2019 stattgefunden hat. Die Eingabe vom 18. April 2019 erfolgte somit
innerhalb der Frist von 30 Tagen. Was die zweite (formelle) Voraussetzung anbelangt, so
erkundigt sich der Gesuchsteller in seinem Gesuch vom 14. April 2019, ob es etwas nütze,
wenn er den mit Zwischenverfügung vom 27. Februar 2019 eingeforderten Betrag
umgehend überweisen würde. Das Gericht hat es in der Folge unterlassen, die Anfrage des



Gesuchstellers umgehend zu beantworten, so dass er die Frist zur Nachholung der
versäumten Handlung nicht mehr einhalten könnte. Dieser Umstand darf ihm nach dem
Grundsatz von Treu und Glauben jedoch nicht zum Nachteil gereichen (vgl. Art. 5 Abs. 3
BV; vgl. Moser/Beusch/Kneubühler, Prozessieren vor dem Bundesverwaltungsgericht, 2.
Aufl. 2013, Rz. 3.116 m.H.). Allerdings ist das Gesuch, wie nachfolgend zu zeigen ist,
ohnehin aus materiellen Gründen abzuweisen.

E. 3.1
Eine Fristwiederherstellung bezweckt die Beseitigung der durch ein unverschuldetes
Fristversäumnis entstandenen Rechtsnachteile. Unverschuldet ist eine Fristversäumnis
dann, wenn objektive oder subjektive Gründe vorliegen, die es der Partei bzw. ihrem
Vertreter verunmöglicht haben, die Handlung vorzunehmen. Dabei darf bei der säumigen
Partei bzw. ihrem Vertreter keine Nachlässigkeit vorliegen und die Partei bzw. deren
Vertreter muss sich auch Fehler von Hilfspersonen, wie Angestellten oder Finanzinstituten,
zurechnen lassen (vgl. Vogel, a.a.O., Rz. 7 ff. zu Art. 24 m.H., Egli, a.a.O., Rz. 12 ff. zu
Art. 24 VwVG).

E. 3.2
Der Gesuchsteller macht im Wesentlichen geltend, er habe die Verfügung so verstanden,
dass er den Betrag nur zahlen müsse, wenn er Beschwerde ans Bundesgericht erheben
wolle.

E. 3.3
In Ziffer 1 des Dispositivs der Zwischenverfügung vom 27. Februar 2019 wurde über einen
Verfahrensantrag entschieden. In Ziffer 2 ging es um den Kostenvorschuss und die
Zahlungsfrist, in Ziffer 3 um die Säumnisfolgen. Nach der Information, an wen die
Verfügung geht, und der Unterschrift des Instruktionsrichters folgte die
Rechtsmittelbelehrung.

E. 3.4
Im Dispositiv selber wurde die Möglichkeit der Beschwerde ans Bundesgericht nicht
erwähnt, so dass die Verknüpfung des Kostenvorschusses mit einer allfälligen Beschwerde
ans Bundesgericht nicht nachvollziehbar ist. Der Gesuchsteller wurde vielmehr darauf
hingewiesen, dass auf seine Beschwerde nicht eingetreten werde, falls der Kostenvorschuss
nicht bis zum 27. März 2019 überwiesen wird (vorn E. 3.3). Bei gebührender
Aufmerksamkeit hätte der Gesuchsteller, der deutscher Muttersprache ist, seinen Irrtum
erkennen können. Welche Auskunft er von der Person aus der Anwaltskanzlei, die ihn im
Strafverfahren vertritt, erhalten hat, ist bei der Beurteilung, ob das Versäumnis verschuldet
oder unverschuldet war, unerheblich (vgl. E. 3.1).

E. 3.5
Die Fristversäumnis kann demnach nicht als unverschuldet i.S. von Art. 24 Abs. 1 VwVG
angesehen werden. Demzufolge ist das Gesuch um Wiederherstellung der Frist zur
Bezahlung des Kostenvorschusses im Verfahren F-6940/2018 abzuweisen.

E. 4
Bei diesem Ausgang des Verfahrens sind die Verfahrenskosten dem Gesuchsteller
aufzuerlegen (vgl. Art. 63 Abs. 1 VwVG i.V.m. Art. 1 ff. des Reglements vom 21. Februar
2008 über die Kosten und Entschädigungen vor dem Bundesverwaltungsgericht [VGKE,



SR 173.320.2]). (Dispositiv nächste Seite)
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